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MARGRITH ßJGLER-EGGENBERGER 

MARGRITII BIGLER-EGGENBERGER, Schweiz: 

Die Frage, ob sich gesetzgeberische Maßnahmen hi.nsic~tlich der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft aufdrängen, läßt steh mcht ohne 
weiteres mit ja oder nein beantworten. Es geht bei den Diskuss.ionen 
um die nichteheliche Lebensgemeinschaft - oder das Konkubmat ­
immer noch weitgehend um ein Thema, das tabuisiert erscheint und 
das kaum ohne moralisierende Hintergedanken angegangen werden 
kann obwohl nunmehr mit Recht kaum mehr in einem der schweizeri­
sche~ Kantone die das sogenannte Konkubinatsverbot mit Strafe 
schützen , strafr~chtliche Maßnahmen bei Übertretung dieses Verbots 
ergriffen werden. Den Gesetzgeber mit Maßnahmen zu/asten .des 
Konkubinats befassen zu wollen, ginge nicht an; zugunsten emer 
oenerellen rechtlieben Ordnung dieses Erscheinungsbildes ließe er sich 
kaum herbei und dies wäre wohl auch kaum wünschbar. 

Für die hi~r interessierende Frage fällt folgendes in Betracht: 

a) Es fehlt weitgehend an Fakten z. B. über Häu:figk.eit oder allfälli.ge 
Motive, die zur Begründung einer freien Leben.sgemems~haft v~rschte­
dengeschlechtlicher Personen führen; man we1ß ~ucb mc~t, wie la~ge 
durchschnittlich Konkubinate dauern, ob es zutnfft, daß thre Bestan­
digkeit geringer ist als eine gesetzliche Ehe, welche hauptsächlichen 
Schwierigkeiten im Falle ihrer Auflös~ng auftr~ten usw:. Probleme 
rechtlicher Art dürften sich aber gerade tm Falle emer Auflosung nach 
relativ langer Da uer, sei es durch Tod oder durch Auseinandergehen, 
stellen. 

b) Angenommen wird seit der Volkszählung 1980, daß in der Schweiz 
ungefähr 100000 Konkubinatspaare leb~n. Man ka~~ offenbar auc.h 
davon ausgehen, daß besonders häufig JUnge Jahrgange der. 20- b1s 
26jährigen diese Form der freien Geschlechts- und Wohngememschaft 
wählen. Davon geht a uch eine Untersuchung des Rechtsaussc~usses 
des Deutschen Frauenrings vom Jahre 1983 aus (vgl. «<nformatwne~ 
für die Frau», 5/85, 17). Trifft es nach diesem - freilich relativ be~che!­
denen - Untersuchungsmaterial zu, daß diese jungen Konkubmats­
paare relativ häufig irgendwann einmal doch die gesetzliche .. Ehe wäh­
len (vor allem, wenn sich das erste Kind meldet oder. we~n uberhauP.t 
der Wunsch nach einem Kind entsteht), würden s1ch Jedenfalls fur 
diese Gruppe kaum gesetzliche Maßnahmen aufdrängen. 

c) Die Erfahrung lehrt aber auch, ~aß selbst ~ltere Fra~en ~nd Mä~ner 
anstelle ei ner Heirat oder einer Wiederverheiratung eme mcbtehehche 
Lebensgemeinschaft begründen. Das scheint vor allem zuzutreffen, 
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wenn der eine .oder andere oder beide Pa rtner Rentenbezüger sind, sei 
es. wegen.Schetdung oder wegen Todes des früheren Ehepartners. Man 
Will verhindern, daß eine Scheidungsrente infolge einer Wiederverhei­
ratung untergeht (Art. 153 Abs. I ZGB) oder eine Witwenrente erlischt 
(Art. 23 Abs. 3 AHVG; die Regelung des Art. 46 Abs. 3 AHVV, wo­
nach der Anspruch auf eine Witwenrente wiederaufleben kann wenn 
die zweite Ehe nach weniger als I Ojähriger Dauer geschieden oder als 
u~gültig erklärt wird, ist rela tiv wenig bekannt). Eine Altersrentnerin 
will aber. u. U: auch verhindern, daß ihre Altersrente in einer Ehepaar­
rente (mit klemerem Satz) aufgeht, wie dies nach Art. 21 Abs. 2 AHVG 
im Falle ihrer Heirat mit einem Alters- oder IV-Rentner zu träfe. M an 
~önnte nun sagen, daß hier geradezu in doppeltem Sinne «unmora­
lisch» gehandelt werde: einerseits durch das nichteheliche Zusammen­
leben. als sol~hem und anderseits durch den Weiterbezug einer Rente, 
auf dte man 1m Falle einer Heirat keinen Anspruch (mehr) hätte. 

d) Dennoch: dieser Sachverhalt darf keinen Anlaß bieten um von 
gesetzgeberischer Seitegenerell gegen das Konkubinat Maßn~hmen zu 
ergreifen. Soweit eine Scheidungsrente in Frage steht, hat die 
Rechtsprechung bereits vertretbare Lösungen gefunden und zwar mit 
Hilfe des Rechtsmißbrauchsverbots, wie das im Länderbericht von 
~errn BR M essmer ausgeführt wurde. Die einzige Frage, die sich in 
dtesem Zusammenhang über kurz oder lang stellen wird ist ob nicht 
statt .einer Aufhebung der Rente auch eine bloße Susp;ndi~rung der 
Scheidungsrente auf Zeit in Frage kommen sollte. Die Rechtspre­
c~ung ~es Bundesgerichts ha t sich bisher einer solchen Lösung a ller­
d~.ngs mc~t eben wohl gesinnt gezeigt (BGE 107 II 300 E.c). Allenfa lls 
konnte d1ese Frage gelegentlich durch den Gesetzgeber gelöst werden. 

Soweit .die Altersrente in Frage steht, sind freilich der Rechtspre­
chung we1tgehend die Hände gebunden. Die soziale Sicherheit stützt 
sich streng auf die legale Ehe und knüpft a llein an diese a n. Sollte sich 
der Gesetzgeber demnach an den «Renten-Konkubinaten» stoßen so 
k.äme er nicht darum herum, die geltende Ordnung, die diese gegenüber 
emer E~.e als attraktiver erscheinen läßt, abzuändern. Doch dürfte eine 
solche Anderung nicht einfach zu/asten der Konkubina tspaare erfol­
gen, was nicht ohne Beeinträchtigung der Rechte anderer Alleinste­
hender möglich wäre. E.~ müßte vielmehr Lösungen zugunsten der 
Ehepaare finden. Diese Uberlegung, die z. B. auch der Revision der 
Motorfahrzeug-Halterhaftpflicht zugrunde lag und die auch das 
?idgen~ssische V~rsicherungsgericht (EVG) zu seiner Praxisänderung 
tm Bere1che der Kinder- und Waisenrenten für erwachsene Kinder von 
Rentnern führte (vgl. BGE I 08 V 1 ff., I 06 V 198 ff.) , müßte zur Auf­
gabe der Ehepaarrente und zur Schaffung von zivilstandsunabhängigen 
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Altersrenten für Männer und Frauen führen. Eine solche zivilstands­
unabhängige Altcrsvorsorge für jeden Versicherten, also auch für 
verheiratete, nich tberufstätige Frauen, würde sich zudem in der güter­
rechtlichen Auseinandersetzung im Falle einer Scheidung außeror­
dentlich erleichternd auswirken. Sie enthöbe den Richter von der 
Beantwortung der oft kaum lösbaren Frage, wie dieser Vorsorge bei 
Ansprüchen der Ehefrau auf Entschädigung im Falle der Scheidung 
Rechnung getragen werden könnte. 

e) In dieselbe Richtung, Vorteile des Konkubinats den Ehepaaren 
zugute kommen und die nichteheliche Lebensgemeinschaft materiell 
weniger attraktiv werden zu lassen , zielen auch die nunmehr angehobe­
nen Reformen der kantonalen Steuergesetze. In diesem Bereich ent­
steht aber wiederum die Gefahr, daß zwar wohl Ehepaare von einer 
bestimmten Einkommensstufe an steuerlich entlastet oder m. a. W. 
begünstigt werden, daß aber für die entsprechenden Steuerausfälle 
dann einfach die Allei nstehenden ganz allgemein, also nicht nur die 
doch gesamthaft relativ geringe Zahl von Konkubinatspaaren, einzu­
stehen haben. Das heißt aber, ein «Unrecht» durch ein anderes zu 
ersetzen. In dieser Beziehung haben denn auch vor allem die ledigen 
Frauen besonders intensiv ihre weitgehend berechtigte Opposition 
angemeldet. 

Ausgeklammert bleibtjedoch offenbar die Revision der Erbschafts­
steuergesetze, die wohl zumeist selbst bei langjährigem Zusammenle­
ben einen Konkubina tspa rtner, der vom andern testamentarisch 
bedacht worden ist, nur wie irgend einen andern Dritten zum entspre­
chend hohen Steuersatz zur Kasse zu bitten pflegen. Hier liegt eine 
Benachteiligung langjähriger Konkubinatspartner, die m. E. nicht 
gerechtfertigt ist. 

f) 1 n einem recht gewichtigen Bereich könnte der Gesetzgeber tä tig 
werden: Die Auflösung einer nichtehelichen Gemeinschaft dürfte vor 
a llem beim Tod eines Partners oft ähnliche Probleme stellen wie in 
einer Ehe. Schwierig kann die Situation vor allem für einen älteren 
Konkubinatspartner sein, der mit dem Verstorbenen während vieler 
Jahre zusammengelebt und für diesen gesorgt hat. Anders als bei 
Auflösung durch Übereinkunft, wo die Rechtsprechung gute Lösun­
gen zur Regelung vor allem der materiellen Auseinandersetzung ge­
fu nden hat, läßt die Beendigung einer solchen Gemeinschaft durch 
Tod nicht einfach Rückgriffe und Analogien zum geltenden Recht zu, 
und es werden auch nicht immer Verfügungen von Todes wegen errichtet. 

Eine gewisse Erleichterung könnte daher der Gesetzgeber in solchen 
Fällen im Bereiche der Vo rsorge schaffen. Zwar läßt sich realistischer-
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weise nicht annehmen, daß sich der Gesetzgeber im Bereiche der allge­
meinen Sozia lversicherung (AHV, IV, UV) mit dem Pro blem des 
überlebenden langjährigen Konkubinatspartners befassen wird. So­
weit es denn auch um die Alters- und Invaliditätsvorsorge als solche 
geht, bat die Rechtsprechung bereits eine gute Lösung gefunden. Nach 
der Praxis des EVG wird die in eheähnlicher Gemeinschaft lebende 
Frau, die den gemeinsamen Haushalt führt und dafür Kost und Logis 
sowie vielleicht zusätzlich noch ein Taschengeld erhält, hinsichtlich 
dieser Tätigkeit als Unselbständigerwerbende betrachtet, und ihr 
Partner muß für sie die paritätischen AHV-/IV-Beiträge bezahlen 
(BGE 110 V I ff.). D ami t wird für die überlebende Partnerin einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft sichergestell t, daß ihre Al tersvor­
sorge lückenlos gesichert bleibt. 

Doch besteht die schweizerische Alters- und Hinterlassenenord­
nung nicht nur aus AHV und IV. Es gibt darüber hinaus die Einrich­
tungen der sogenannten zweiten Säule, a lso der Pensionskassen. Deren 
Reglemente sind weniger starr an die gesetzliche Ehe gebunden und sie 
können demnach zugunsten des überlebenden Konkubinatspartners 
vor a llem im Fa lle der Verwitwung großzügigere Lösungen vorsehen, 
a ls dies für die eidgenössische Ordnung möglich ist. Es gibt z. B. Kas­
sen, die beim Tod des Rentenversicherten, der noch keine Rente bezo­
gen und keine rentenberechtigten Hinterlassenen (Ehefrau, Kinder) 
hat, eine Rente oder Abfindung (z. B. in der Höhe der eigenen Einzah­
lungen nebst Zins) an bestimmte Verwandte (so erwerbsunfähige 
volljährige Kinder, bedürftige Eltern, Geschwister, elternlose Groß­
kinder) ausrichten (z. B. Art. 38 der sanktgallischen Verordnung über 
die Versicherung für das Staatspersonal). Es wäre ein leichtes - und gilt 
in einzelnen privaten beruflichen Vorsorgereglementen bereits - , 
dieser Liste z. B. dauernd unterstützte oder während Jahren mit dem 
verstorbenen Versicherten zusammenlebende Gefährten oder Gefähr­
tinnen anzufügen. Auf diese Weise könnte einer manchmal großen und 
unnötigen Härte gegenüber überlebenden Partnern begegnet werden, 
ohne daß sich a llzu große moralische Bedenken aufdrängen würden. 
Es ginge ja nicht um allgemeine, auf Solidarität beruhende Beiträge, 
die an Konkubinatspartner gingen, sondern nur um eine sinnvolle Ver­
wendung von während Jahren vom verstorbenen Versicherten selbst 
angehäuften Spargeldern zugunsten der ihnen am nächsten stehenden 
Personen. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß ich jedenfalls keinen 
Anlaß dazu sehe, die nichteheliche Lebensgemeinschaft generell in eine 
gesetzliche Ordnung binden zu wollen , und zwar weder zu ihren Lasten 
noch zu ihren Gunsten. Wie das im Länderbericht vo n Herrn BR 
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Messmer zutreffend a usgeführt wurde, ist es bisher der Rechtspre­
chung weitgehend gelungen, hinsichtlich der rechtlichen Probleme, die 
sichaus der nichtehelichen Lebensgemeinschaft ergeben können, recht 
befriedigende Lösungen zu finden . Globallösungen drängen sich 
daher in keiner Weise a uf, und es stehen fürdie Gesetzgebung- wiedies 
ebenfa lls von Herrn Messmer dargelegt wurde - weit gewichtigere und 
dringendere Aufga ben an . Denkbar sind deshalb allerhöchstens ein­
zelne Bereiche, in welchen der Gesetzgeber eingreifen könnte: so im 
Steuerrecht, speziell im Erbschaftssteucrrecht, dann a uch im Bereiche 
der sozialen Sicherhei t, wo der Schutz des überlebenden Pa rtners vor 
allem in der Beruflichen Vorsorge verbessert werden könnte und sollte, 
wobei aber a uch die Attraktivität der nichtehelichen Lebensgemein­
schaft durch bestimmte Maßnahmen zugunsten der legalen Ehe (z. B. 
Einführung der zivilsland una bhängigen Altcrsrente in der AHV) 
eingeschränkt werden könnte. 
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TI!OMAS G EISER, Schweiz: 

I. Ausgangspunkt 

I. Der Gesetzgeber kann in den Bereichen der persönlichen Lebensfüh­
rung das Verhalten der Rechtsunterworfenen nur sehr geringfügig 
beeinflussen. Er kann insbesondere einen gesellschaftlichen Wandel 
nicht hindern. Die persönliche Lebensführung der Leute richtet sich 
weit mehr nach den außerrechtlichen Normen der Mora l und Sitte als 
nach den Rechtsnormen. Die Wertvorstellungen der Gesellschaft sind 
bestimmend. D er Gesetzgeber kann aber diese gesellschaftlichen 
Wertvorstellungen nicht vorschreiben. Er kann deshalb auch nicht 
verhindern, daß sich diese Wertvorstellungen und damit auch das 
Verhalten der Bevölkerung ändern. 

Der Gesetzgeber darf aber seine Augen vor tatsächlichen G egeben­
heiten nicht verschließen. Ändern die Wertvo rstellungen und das 
Verhalten der Bevölkerung, muß er die Gesetze diesen gewandelten 
Verhältnissen anpassen. Unterläßt er diese Erneuerung, lä uft das 
Recht Gefahr, nicht mehr das Verhalten der R echtsunterworfenen 
bestimmen zu können und damit to ter Buchstabe zu werden. Weicht 
das Recht zu sta rk von der gesellschaftlichen Wirklichkeit und den 
gesellschaftlichen Normvors tellungen ab, richtet sich der einzelne 
nach den gesellschaftlichen und nicht nach den rechtlichen Normen. 
Der Konflikt ist vorprogrammiert, und Recht wird U nrecht. D a mit 
wird aber das Vertrauen des Bürgers in das Recht und den Staat er­
schüttert, was schwerwiegende politische Folgen haben kann . 

2. Eine Rechtsordnung, die den Menschen als freien und eigenverant­
wortlichen Bürger a nsieht, sollte diesem Menschen keine bestimmte 
Lebensform aufzwingen. Auch in der Schweiz ist das Grundrecht der 
persönlichen Freiheit anerkannt •. Überdies ist es Bestandteil des 
durch die EMRK gewährten Schutzes 2

• 

Entsprechend sollte die Rech tsordnung den freien Willen der Pa r­
teien anerkennen und schützen. Oie Partner einer eheähnlichen Le­
bensgemeinschaft sind ein Vertrauensverhältnis eingegangen, das 
zwar nach ihrem mutmaßlichen Willen nicht von Rechtsregeln be­
stimmt sein soll. D as heißt aber nicht, daß sie jeglichen Rückgriff a uf 

'JöRG PAUL M üu.ER/ STEFAN M ÜLLER, Grundrechte, Besonderer Teil. Bern 1985, 
S.8f. 

2 Art. 8 EMRK. 




